Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1118 


Der Bundesminister der Finanzen 
II A/1 — A 0213 — 129/54 


Bonn, den 21. Dezember 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


betr. Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben im 1. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1954 

Auf Grund des § 33 Absatz 1 RHO überreiche Ich die Übersicht 
über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Be- 
trage von 10 000 DM und darüber für das 1. Vierteljahr des 
Rechnungsjahres 1954. 


In Vertretung 

Hartmann 


Drud?: Bonner Üniversitäts-Budidrudterei Gebr. Sdieur, Bonn 



Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 
im 1. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1954 




An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

(96 v.H.) 1954 

gabemittein sind 



zugewiesen 



DM 

DM 



04 04 
205" 


890 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzle^-amt — 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die mit der 
Vermehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen 


*) 12 000 — 
(BMF II A/9 
- Bu 4413 - 
16/54 vom 
11. Juni 
1954) 


*) 15 000 — 

(BMF vom 
31. Mai 1954 
II A/4 
- Bu 4340 - 
16/53 -) 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie 
Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Die Sicherheitsorgane der NATO haben gefordert, 
daß über die bereits im Rechnungsjahr 1953 durch- 
geführten baulichen Maßnahmen (Vergitterung der 
Fenster, Einbau von Stahltüren) zur sicheren Auf- 
bewahrung besonders geheimzuhaltender Arbeits- 
unterlagen für militärische Planungen hinaus noch 
v/eitergehende Sicherungen getroffen werden 
(Schaffung eines Tresorraumes mit gepanzerten 
Wänden usw.). Die Kosten für diese unbedingt er- 
forderlichen Baumaßnahmen sind von der Bundes- 
baudirektion mit 12 000, — DM veranschlagt 
worden. 

Auf Grund der eingegangenen internationalen Ver- 
pflichtungen kann sich die Dienststelle dieser Auf- 
lage nicht entziehen. Die Ausgaben hierfür sind un- 
abweisbar. Sie waren bei Aufstellung des Haus- 
halts 1954 nicht vorherzusehen. 

Die Mehrausgabe wird eingespart. 

Beteiligung des Bundes an der Presseclub-Wirt- 
schafts-GmbH 

Aus pressepolitischen Gründen hat sich die Not- 
wendigkeit ergeben, ein Presseclubhaus einzurich- 
ten. Zur Bewirtschaftung dieses Hauses ist eine 
Presseclub-Wirtschafts-GmbH mit einem Stamm- 
kapital von 20 000, — DM gegründet worden. Diese 
Einrichtung kann wirtschaftlich nur getragen wer- 
den, wenn sich der Bund mit einer Stammeinlage 
von 15 000, — DM beteiligt. Der Anteil des Bundes 
an der Gesellschaft ist bereits im Rechnungsjahr 
1953 aus den bei Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Ver- 
fügung des Bundeskanzlers für Förderung des In- 
formationswesens — veranschlagten Mitteln ge- 
leistet worden, während der vorläufige Eingliede- 
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noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

rungsplan für Ausgaben dieser Art die Titelgruppe 
890 bis 900 Vorsicht. Da ein Titel dieser Titelgruppe 
im Einzelplan 04 für 1953 und 1954 nicht ausge- 
bracht ist, kann eine Umbuchung nur auf eine 
außerplanmäßige Verbuchungsstelle erfolgen. 


05 02 
676 


422 984,— 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

219 500, — Beiträge oder Zuschüsse des Bundes zu internatio- 
(Vorgriff) nalen Einrichtungen für Erziehung, Wissenschaft 

und Kultur außerhalb der UNESCO 

Die Bundesrepublik hat nach dem am 30. Juni 1953 
Unterzeichneten Ergänzungsabkommen zur Verlän- 
gerung der Tätigkeit des Rates Europäischer Staats- 
vertreter für die Planung eines internationalen La- 
boratoriums und die Organisation anderer Formen 
der europäischen Zusammenarbeit in der kernphy- 
sikalischen Forschung außer der im Abkommen 
vom 15. Dezember 1952 festgesetzten Beträge von 
35 000 § zur Fortsetzung der Tätigkeit des Rats bis 
zum 30. April 1954 einen weiteren Betrag in Hohe 
von insgesamt 339 300 sfrs. gezaiilt. Dieser Betrag 
ist als Haushaltsvorgriff auf das Rechnungsjahr 
1954 überplanmäßig bereitgestellt worden. Das Er- 
gänzungsabkommen ist am 2. November 1953 in 
Kraft getreten und läuft am 1. November 1954 ab 
— falls bis dahin es nicht durch ein neues Abkom- 
men verlängert ist — oder am Tage des Inkraft- 
tretens des endgültigen Abkommens über die Er- 
richtung einer Europäischen Organisation für kern- 
physikalische Forschung, das am 1. Juli 1953 unter 
Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet worden 
ist. Da das endgültige Abkommen noch nicht in 
Kraft getreten ist, muß, um die weitere Tätigkeit 
des Rates sicherzustellen, ein weiterer Beitrag in 
Höhe von 226 400 sfrs. für die Zeit vom 1. Mai 
bis 31. Juli 1954 gezahlt werden. 

Für den genannten Zweck sind Haushaltsmittel 
nicht veranschlagt. Die Ausgabe kann aber wegen 
der im Abkommen eingegangenen Verpflichtung 
nicht zurückgestellt werden. Die Mittel müssen 
daher im Vorgriff auf die Haushaltsbewilligung 
des Rechnungsjahres 1955 im Rechnungsjahr 1954 
überplanmäßig bereiitgostellt werden. 


06 25 
apl. 745 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


*) 18 087,— 


Instandsetzung der ehemaligen Hindenburg- 
Kaserne und der Außenanlagen in Eschwege 

Erstinstandsetzungsarbeiten in der ehemaligen 
Hindenburg-Kaserne in Eschwege nach Räumung 
durch die Besatzungsmacht. Die Ausgabe ist unäb- 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — ■ 

weisbar und konnte bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1954 noch nicht vorhergesehen werden. 
Außerplanmäßige Ausgabe genehmigt gern. Schrei- 
ben BMF II A — I 2540 — 59/54 vom 30. Juni 1954. 
Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 731. 


07^04 

20'4" 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


4 320,— 


27 200,— 


Unterhaltung der Gebäude 

Die bisherigen Diensträume des Auslandsstraf- 
registers in Berlin NW 40, das am 1. April 1954 als 
Bundesstrafregister in den Geschäftsbereich der 
Bundesanwaltschaft beim Bundesgerichtshof über- 
nommen worden ist, sind unzureichend. Dem Bun- 
desgerichtshof ist deshalb das 1. Obergeschoß des 
bundeseigenen Gebäudes Berlin, KÖnigin-Elisabeth- 
Straße 51 vom 1. April ab zur mietfreien Nutzung 
überlassen worden. Vor Benutzung der Räume, die 
bisher von einer Besatzungsmacht in Anspruch ge- 
nommen waren, erwiesen sich Instandsetzungen 
und Reparaturen im Betrage von 27 200, — DM als 
unabweisbar notwendig. Da hierfür Haushalts- 
mittel im Hinblick darauf, daß ursprünglich die 
Anmietung eines Gebäudes vorgesehen war, nicht 
veranschlagt sind, müssen die Kosten überplan- 
mäßig gebucht werden. 

Die überplanmäßige Ausgabe wird durch Ein- 
sparung der bei Tit. 206 des gleichen Kapitels 
veranschlagten Miete für das Bundesstrafregister 
ursprünglich vorgesehene Gebäude gedeckt. 


08 06 
718 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


297 000,— 
(einschl. 

55 000,— DM 
Ausgabereste 
aus Rj. 1953) 


64 000,— 


Ehern. Seefliegerhorst List auf Sylt. Instandsetzung 
der Uferschutzanlagen 

Nach dem ursprünglichen Kostenvoranschlag wa- 
ren für die Überholung und Verstärkung des Süd- 
Ost-Ufers in List auf Sylt 297 000, — DM veran- 
schlagt. Seit Aufstellung des Kostenvoranschlags 
haben sich infolge der Stürme und des Eisgangs 
im vergangenen Winter die Schäden erweitert, so 
daß eine Erhöhung der erforderlichen Bausumme 
um 64 000, — DM notwendig wurde. Die Beseiti- 
gung dieser Schäden kann nicht länger hinaus- 
gesdäoben werden und muß, um eine Erweiterung 
im kommenden Winter zu vermeiden, in einem Ar- 
beitsgang als Ganzes und nicht als Teilarbeit durch- 
geführt werden, da sonst eine neue Mehrbelastung 
des Bundeshaushalts 1955 unumgänglich ist. Eine 
zusätzliche Haushaltsbelastung tritt nicht ein. 

Der Betrag wird bei Kap. 08 06 Tit. 780 eingespart. 
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08 06 
apl. 777 


08 06 
apl. 778 


08 06 
apl. 779 


noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen ■ — 


*) 79 300 — 


*) 13 350,— 


*) 132 000,— 


Erstellung eines Ersatzbaues für das niederge- 
brannte Behelfshaus für Bombengeschädigte in 
Cloppenburg 

Das in Cloppenburg (Oldenburg) auf städtischem 
Grund und Boden stehende Behelfsheim für Bom- 
bengeschädigte ist vollständig niedergebrannt. Auf 
Grund der Zwangsversicherung in Oldenburg 
wurde das Behelfsheim bei der Oldenburgischen 
Landesbrandkasse versichert. Die von der Landes- 
brandkasse errechnete Entschädigungssumme in 
Höhe vbn 68 220, — DM wird nach den Versiche- 
rungsbestimmungen nur dann an den Bund ausge- 
zahlt, wenn für das abgebrannte Behelfshaus ein 
Neubau errichtet wird. Nach dem geprüften 
Kostenanschlag des Staatshochbauamtes L in Olden- 
burg betragen die Baukosten für den Neubau 
79 300, — DM. Die von der Oldenburgischen Landes- 
brandkasse gezahlte Versicherungssumme in Höhe 
von 68 220, — DM wurde den Einnahmen zugeführt. 

Beschaffung und Einbau eines neuen Dampfkessels 
in der Hansamühle Bremen 

Für die Beschaffung und den Einbau eines neuen 
Dampfkessels in der Hansamühle in Bremen wur- 
den Haushaltsmittel in Höhe von 99 000, — DM als 
außerplanmäßige Haushaltsausgabe für das Rech- 
nungsjahr 1953 bei Kap. 08 06 hinter Tit. 954 be- 
willigt. Durch die ungewöhnlich starke und lange 
Frostperiode trat eine unvorhergesehene Verzöge- 
rung in der Kesselanfertigung und -anlieferung 
ein, so daß das Bauvorhaben im Rechnungsjahr 

1953 nicht mehr zum Abschluß gebracht werden 
konnte. Von der bewilligten außerplanmäßigen 
Ausgabe 1953 in Höhe von 99 000, — DM sind im 
Rechnungsjahr 1953 verausgabt worden 75 437,40 
DM. Es blieben somit 23 562,60 DM ungenutzt. Die- 
ser Betrag ist mit Ablauf des Rechnungsjahres 1953 
verfallen. Unter Berücksichtigung der schon jetzt 
erkennbaren Einsparungen werden jedoch zur Fer- 
tigstellung des Bauvorhabens im Rechnungsjahr 

1954 nur noch 13 350, — DM benötigt. 

Ehern. General-Weber-Kaserne in Höxter; Behe- 
bung der Gefahrenzustände (drohender Stollenein- 
sturz) 

Die unter dem Gelände der General-Weber-Kaserne 
in Höxter angelegten Luftschutzstollen sind infolge 
der Witterungseinflüsse verfallen. Es besteht akute 
Gefahr für die von den Stollen unterfahrenen Ver- 
sorgungsleitungen, Straßen und Plätze. Im Gefah- 
renbereich dieser Stollen liegende Kasernen sind 
einsturzgefährdet, so daß auch Gefahr für Leib und 
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08 06 _ 
apl. 781 


noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


Leben der Insassen besteht. Baldmöglichste Be- 
hebung des Gefahrenzustandes ist daher geboten. 
Die nach dem Kostenanschlag erforderlichen 
132 000, — DM für die Beseitigung dieses Gefahren- 
zustandes umfassen die Ausgaben für unabweisbare 
Mindestmaßnahmen. 


*) 530 000 — 


Wiederaufbau der kriegszerstörten Thielecksied- 
lung in Berlin-Zehlendorf, 1. Bauabschnitt 

Bei den Verhandlungen über den Bundeszuschuß 
für das Land Berlin für das Rechnungsjahr 1954 
ist zur Überwindung der in Berlin bestehenden be- 
sonderen Schwierigkeiten u. a. zugesagt worden, 
daß im Laufe des Rechnungsjahres 1954 in Berlin 
Bauten aus Bundesmitteln bis zum Höchstbetrage 
von 15 000 000, — DM durchgeführt werden sollen. 
Hierbei ist der Wiederaufbau der kriegszerstörten 
Thielecksiedlung mit einem Gesamtaufwand von 
1,5 Mio DM vorgesehen. Für den 1. Bauabschnitt, 
Wiederaufbau der Gebäude Berliner Str. 77/79 und 
Berliner Str. 81 liegen geprüfte Kostenanschläge 
vor, die mit einer Bausumme von 530 000, — DM 
abschließen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 20 
apl. 603 


Ü 11 450,— 


Zuwendung für die Kosten des Musterheratungs- 
dienstes „Wohnen und Haushalten“ in Verbindung 
mit einer Ausstellung bei dem Landesgewerbeamt 
in Stuttgart 

Es handelt sich nicht um eine echte außerplan- 
mäßige Ausgabe. Aus rechnungsmäßigen Gründen 
muß diese aus Kap. 10 02 Tit. 603 (Beratungsmittel) 
gegebene Zuwendung in Höhe von 11 450, — DM, 
zur Vermeidung eines besonderen Verwendungs- 
nachweises in der Jahresrechnung der Anstalt, bei 
Kap. 10 20 Tit. apl. 603 außerplanmäßig in Ausgabe 
nachgewiesen werden. Die Vereinnahmung erfolgt 
ebenso außerplanmäßig bei Kap. 10 20 Tit. apl. 64. 


12 04 
apl. 954 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


*) 3 500 000,— 


Maßnahmen auf Helgoland 

1. Beseitigung von Sturmflutschäden 

2. Abbruch des Dünenhafens 
Zu 1 

Die Sturmflut vom 16. bis 17. Januar 1954 hat an 
der Westmole des Vorhafens von Helgoland außer- 
ordentlich starke Schäden verursacht. Der Sturm 
in Stärke 8 bis 9 (in Böen bis 11) kam genau aus 
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An über- und 


Kap. 

Tit. 
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DM 

DM 



noch Einzelplan 12 ■ — Bundesminister für Verkehr — 

Westen, so daß die Mole drei Tage lang senkrecht 
zur Molenachse, also in der ungünstigsten Rich- 
tung, angegriffen wurde. Die in den Jahren 1939 
bis 1941 von der ehern. Kriegsmarine erbaute Mole 
wurde auf rd. 190 m Länge bis auf die Gründungs- 
blöcke zerstört und in den anschließenden Strecken 
stark zerrüttet. Die Ursache der Schäden ist in der 
unzureichenden Bauweise zu suchen. Die unum- 
gänglich notwendige Wiederherstellung der zerstör- 
ten Mole in sturmflutsicherer Bauweise erfordert 
nach überschläglichem Kostenanschlag insgesamt 
11 200 000 DM. Um eine Ausweitung der Schäden 
zu verhindern, mußten noch im Rechnungsjahr 1954 
einleitende Arbeiten durchgeführt werden, die 
außerplanmäßige Mittel in Höhe von 2 900 000, — DM 
erforderten. 

Die dringende Notwendigkeit der Durchführung 
dieser Maßnahme war bei Aufstellung des Haus- 
halts für 1954 nicht vorhersehbar. Sie war jedoch 
bei der gegebenen Sachlage unabweisbar. 

Zu 2 

Die Sturmflut im Januar 1954 hat auch starke 
Uferabbrüche an der Düne bewirkt. Sicherung und 
Erhaltung der Düne sind zwar Aufgabe der Ge- 
meinde Helgoland, jedoch liegt an der Düne der 
von der ehemaligen Kriegsmarine erbaute Dünen- 
hafen, der heute keinerlei Aufgaben mehr zu 
erfüllen hat, dagegen aber die natürliche Sandzu- 
fuhr zum Strand der Düne unterbricht und dadurch 
weiteren Uferabbrüchen an der Düne Vorschub 
leistet. Die Beseitigung des Dünenhafens ist Bun- 
dessache und auch bei der Planung zum Wiederauf- 
bau der bundeseigenen Anlagen auf Helgoland 
(vgl. Kap. A 12 04 Tit. 730) bereits mitberücksich- 
tigt. Aus dem im ao Haushalt bisher bei E. PI. XII 
Kap. E 14 und im Rechnungsjahr 1954 bei Kap. 
A 12 04 Tit. ausgebrachten geringen Jahresraten 
konnten jedoch Mittel für diesen Zweck noch nicht 
freigemacht werden. Die Sturmflut hat aber ge- 
zeigt, daß eine weitere Verschiebung der Ab- 
brucharbeiten am Dünenhafen auf ein späteres 
Rechnungsjahr nicht mehr verantwortet werden 
konnte, da andernfalls der gesamte Wiederaufbau 
Helgolands in Frage gestellt worden wäre. Die In- 
anspruchnahme außerplanmäßiger Haushaltsmittel 
in Höhe von 600 000, — DM im Rechnungsjahr 1954 
für den Abbruch des Hafens war daher unabweis- 
bar. Auch bei dieser Maßnahme war die Notwen- 
digkeit der Durchführung bei Aufstellung des 
Haushalts 1954 noch nicht vorhersehbar. 
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Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


2 6 01 
apl. 890 


*) 10 000 ,— 


Beteiligung der Bundesrepublik am Kapital der In- 
ternationalen Gesellschaft für Christlichen Aufbau, 
Gemeinnützige GmbH 

Das Bundeskabinett hat am 27. März 1953 einstim- 
mig beschlossen: 

a) Die Bundesrepublik beteiligt sich am Kapital 
der Internationalen Gesellschaft für Christlichen 
Aufbau, Gemeinnützige GmbH, Heidelberg, mit 
10 000,— DM 

b) Die Bundesrepublik stellt 140 000, — DM als Zu- 
schuß zu den Kosten der Planungs- und vorbe- 
reitenden Arbeiten zur Verfügung, die die Ge- 
sellschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben durch- 
führt. 

Nachdem der Bundesminister für Vertriebene sich 
mit Schreiben vom 6. Juni 1953 damit einverstan- 
den erklärt hat, daß die Bank für Vertriebene und 
Geschädigte in Bad Godesberg als beauftragter 
Treuhänder der Bundesregierung die vorbezeich- 
nete Beteiligung unter a) erwirbt, liegt für die Aus- 
gabe ein unabweisbares und unvorhergesehenes 
Bedürfnis vor. 


27^1 

apl. 303 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


*) 767 200,— 


Lebensmittelhilfe für die Bewohner der sowjeti- 
schen Besatzungszone und den Ostsektor von Ber- 
lin 

Die Lebensmittelaktion für die sowjetische Besat- 
zungszone und den Ostsektor von Berlin konnte 
im Rechnungsjahr 1953 nicht — wie vorgesehen — 
abgeschlossen werden. Die im abgelaufenen Rech- 
nungsjahr außerplanmäßig bereitgestellten Haus- 
haltsmittel in Höhe von 4,5 Mio DM wurden nur 
bis zur Höhe von 3 732 800, — DM in Anspruch ge- 
nommen. 

Zur Durchführung der restlichen Verpflichtungen 
im Rechnungsjahr 1954 war daher erneut eine 
außerplanmäßige Ausgabe in Höhe des nicht ver- 
brauchten Betrages unabweisbar. 
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